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1, 800 aufgestellt, weil, wäre es dort aufgestellt worden, die Lenker von 
Zugmaschinen und Mopeds, die die Autostraße nicht benützen dürfen, vor 
der Südabfahrt Mittersill auf der Felbertauernstraße nach links in den alten 
Felbertalweg (Bauhilfsweg) hätten abbiegen müssen. Durch das Linksabbie- 
gen wäre eine Gefahrenstelle geschaffen worden, zumal die Felbertauern- 
straße an dieser Stelle durch den Berghang an der Ostseite sowie der 
Rechtskurve (gesehen Felbertauern — Paß Thurn) zum Teil unübersichtlich ist. 
Traktor- und Mopedlenker sowie Fußgänger haben gegenwärtig die Mög- 
lichkeit, bei der Südabfahrt die Felbertauernstraße zu verlassen. " 

Dieser Sachverhalt wird vom Bundesminister für Verkehr nicht 
bestritten. 

Daraus ergibt sich, daß die Richtzeichen am „Ende der Ortsum- 
fahrung Mittersill" um ungefähr 100 m vor dem Ende jenes Stra- 
ßenstückes aufgestellt wurden, das durch die angefochtene Verord- 
nung zur Autostraße erklärt wurde. 

3. Im hg. Erkenntnis Slg. Nr. 5824/1968 hat sich der Verfas- 
sungsgerichtshof mit der Aufstellung von Verbotszeichen befaßt. Es 
handelte sich darum, ob eine Verordnung nach ( 43 StVO, die für 
ein ganzes Ortsgebiet gelten sollte, gemäß g 44 Abs. 4 StVO 1960 
gesetzmäßig kundgemacht worden ist. Im g 44 Abs, 4 StVO 1960 
wird für solche Fälle angeordnet, daß das entsprechende Verbots- 
zeichen unmittelbar neben den Richtzeichen „Ortstafel" anzubrin- 

gen ist. Der Verfassungsgerichtshof hielt bei Auslegung der Worte 
„unmittelbar neben den Richtzeichen" eine Distanz von ungefähr 
25 bis 40 m für noch vertretbar, nicht aber eine solche von 100 m. 

Um die Frage eines solchen unmittelbaren räumlichen Zusam- 
menhanges zwischen Ortstafel und Richtzeichen geht es jedoch im 
vorliegenden Falle nicht. 

Daß die durch die Aufstellung von Straßenverkehrszeichen er- 
folgte Kundmachung der angefochtenen Verordnung nicht dem 
Verordnungsinhalt entspricht, ist aber offenkundig. Die Verordnung 
ist daher nicht gehörig kundgemacht. Sie war somit als gesetzwid- 
rig aufzuheben. 

7233 
Mietengesetz; Zurückweisung eines Wiedereinsetzungsantra- 

ges durch die Gemeinde nach Anrufung des Gerichtes 
Erk. v. 12. März 1934, B 339/33 

Der Bescheid wird aufgehoben. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Der Magistrat der Stadt Wien, Magistratisches Bezirksamt 
für den 16. Bezirk — Schlichtungsstelle, hat mit einer auf ) 36 
Mietengesetz gestützten Entscheidung vom 21. August 1933 den 
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„Antrag der Vermieterin des Hauses 16, T-straße 56, auf Ent- 
scheidung, daß die dort angeführten unbedingt notwendigen Erhal- 
tungsarbeiten und ihre Kosten eine Erhöhung der Hauptmietzinse 
rechtfertigen, gemäß g 3 Abs. 2 und g 28 Abs. 2 Mietengesetz i. d. F. 
des Mietrechtsänderungsgesetzes BGB1. Nr. 281/1967 abgewiesen". 
Vorangegangen war eine Verhandlung vor der Schlichtungsstelle 
am 3. August 1933, an der die Beschwerdeführerin, die eine 
Mieterin in diesem Hause ist, nicht teilgenommen hat. 

Die Beschwerdeführerin hat mit einer am 3. September 1973 zur 
Post gegebenen Eingabe an die Schlichtungsstelle mitgeteilt, sie 
habe am 28. August 1933 von einem anderen Mieter erfahren, daß 
für den 7. August eine Verhandlung anberaumt gewesen sei, die an 
den Hausbesorger zugestellte Ladung sei jedoch bei diesem liegen 
geblieben; die Beschwerdeführerin hat deshalb beantragt, die 
mündliche Verhandlung neuerlich auszuschreiben und die Mieter 
vom Termin zu benachrichtigen. 

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Magistrates der Stadt 
Wien, Magistratisches Bezirksamt für den 16. Bezirk, vom 21. Sep- 
tember 1973 wie folgt erledigt: „Der Antrag des Herrn Dr. Hans K 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
im Zuge eines Verfahrens nach g 3/2 MG am 7. August 1933 vor 
der Schlichtungsstelle für den 16. Bezirk abgehaltenen mündlichen 
Verhandlung, betreffend das Haus Wien 16, T-straße, wird gemäß 
) 31 Abs. 2 AVG BGB1. Nr. 132/1950 in der derzeit geltenden 
Fassung abgewiesen. " Der Bescheid enthält als Rechtsmittelbeleh- 
rung: „Diese Entscheidung der Gemeinde kann durch kein Rechts- 
mittel angefochten werden; die Partei, die sich mit ihr nicht 
zufrieden gibt, kann jedoch innerhalb von 14 Tagen ab Zustellung 
die Entscheidung des Bezirksgerichtes Hernals begehren () ) 36 
Abs. 4 und 33 Abs. 1 Mietengesetz)". 

2. Die Beschwerdeführerin gab sich mit der Entscheidung des 
Magistratischen Bezirksamtes für den 16. Bezirk vom 21. August 
1933, die ihr am 1. Oktober 1933 zugestellt worden ist, nicht 
zufrieden und begehrte am 9. Oktober 1933 beim Bezirksgericht 
Hernals die gerichtliche Entscheidung gemäß g 33 Abs. 1 Mietenge- 
setz. 

Die Beschwerdeführerin gab sich auch mit der Entscheidung des 
Magistratischen Bezirksamtes für den 16, Bezirk vom 21. September 
1933, die ihr am 5. November 1973 zugestellt worden ist, nicht 
zufrieden und stellte am 14. November 1933 beim Bezirksgericht 
Hernals den Antrag „im Sinne der nach Auffassung meines Ver- 
treters ebenfalls rechtsirrigen Belehrung auf Entscheidung durch 
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das Bezirksgericht Hernals auch bezüglich dieser Zurückweisung 
meines Wiedereinsetzungsantrages". 

3. Gegen den Bescheid des Magistratischen Bezirksamtes für den 
16. Bezirk vom 21. September 1933, welcher die Zurückweisung des 
Antrages auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zum Gegen- 
stand hat, richtet sich auch eine auf Art. 144 B-VG gestützte 
Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof, in der die Beschwerde- 
führerin die Verletzung des Gleichheitsrechtes (Art. 3 B-VG), des 
Eigentumsrechtes (Art. 5 StGG) und des Rechtes auf ein Verfahren 
vor dem gesetzlichen Richter (Art. 83 Abs. 2 B-VG) geltend machte 
und als Sachentscheidung die koste npflichtige Aufhebung des 
angefochtenen Bescheides beantragte. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen: 
1. Unter den Voraussetzungen des g 36 Abs. 1 Mietengesetz 

i. d. F. BGBI. Nr. 241/1955 kann ein Verfahren nach g 24 Abs. 1 bei 
Gericht hinsichtlich der in der Gemeinde gelegenen Mietgegenstän- 
de nur eingeleitet werden, wenn die Sache vorher bei der 
Gemeinde anhängig gemacht worden ist. Für die Gemeinde Wien 
wurde mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1933 gemäß g 36 Abs. 2 Mieten- 
gesetz das Zutreffen dieser Voraussetzungen mit Kundmachung der 
Bundesminister für Justiz und für Inneres BGBI. Nr. 303/1933 
festgestellt. 

2. Das Verfahren vor der Gemeinde in Mietangelegenheiten 
dient der Entlastung der Gerichte. Es handelt sich dabei um die 
Verweisung einer bürgerlichen Rechtssache an eine Verwaltungsbe- 
hörde im Sinne des $ 1 Jurisdiktionsnorm. Das Verfahren richtet 
sich nach den Vorschriften des AVG 1950 (g 36 Abs. 3 Mietenge- 
setz). Die Zuständigkeit der Gerichte wird durch diese Regelung 
jedoch nur insoweit durch eine verwaltungsbehördliche Zuständig- 
keit ersetzt, als sich die Parteien mit der Entscheidung der 
Gemeinde zufrieden geben. Jede Partei kann binnen 14 Tagen nach 
der Entscheidung der Gemeinde oder wenn das Verfahren vor der 
Gemeinde nicht binnen vier Wochen zum Abschluß gelangt ist, die 
Sache durch Anrufung des Gerichtes bei diesem anhängig machen, 
wodurch eine schon getroffene Entscheidung der Gemeinde außer 
Kraft tritt bzw. das Verfahren von der Gemeinde einzustellen ist 
(g 33 Abs. 1 und 2 Mietengesetz). 

Nach der vom Gesetz getroffenen Regelung handelt es sich bei 
dem Verfahren vor der Gemeinde und dem Verfahren vor Gericht 
um zwei völlig getrennte Verfahrensbereiche. 

Die Begründung der Zuständigkeit des Gerichtes beendet das 
Verfahren vor der Gemeinde und setzt ein völlig neues Verfahren 
in Gang (vgl. OGH 4. Juli 1956 7 Ob 302, EvBI. Nr. 352/1956). 
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Lediglich in dem in $ 33 Abs. 1 geregelten Fall, daß der Antrag auf 
Entscheidung des Gerichtes zurückgezogen wird, verliert das Ge- 
richt seine Zuständigkeit und tritt die Entscheidung der Gemeinde 
wieder in Kraft. 

3. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bezüglich eines 
Verfahrens im Verwaltungsbereich der Gemeinde ist nur so lange 
möglich, als nicht die Sache bei Gericht anhängig ist. Eine 
Entscheidung der Verwaltungsbehörde über einen Wiedereinset- 
zungsantrag bezüglich eines nicht mehr im Verwaltungsbereich 
anhängigen Verfahrens ist begrifflich ausgeschlossen. Dies zeigt 
deutlich ein Hinweis auf die Rechtsfolgen, die eintreten müßten, 
wenn der Antrag bewilligt würde. Gemäß g 72 Abs. 1 AVG 1950 
tritt durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung das Verfahren in 
die Lage zurück, in der es sich vor dem Eintritte der Versäumung 
befunden hat. Für einen solchen Zurücktritt des Verfahrens ist aber 
überhaupt kein Raum, wenn ein Verfahren nicht mehr im Verwal- 
tungsbereich anhängig ist. 

Zur Entscheidung über den Antrag auf Wie der einsetzung im 
Verfahrensbereich der Gemeinde ist gemäß g 71 Abs. 4 AVG 1950 
die Gemeinde berufen. Bei der Zurückweisung eines solchen 
Antrages handelt es sich um einen verfahrensrechtlichen Bescheid. 
Solche Bescheide, die formell ihre gesetzliche Grundlage aus dem 
AVG 1950 schöpfen, unterliegen nach der ständigen Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes hinsichtlich des Instanzenzuges grund- 
sätzlich denselben Vorschriften, die für den Instanzenzug in der 
den Gegenstand des Verfahrens bildenden Verwaltungsangelegen- 
heit maßgebend sind (vgl. VwGH Erk. Slg. Nr. 6347 A/1965 mit der 
dort angeführten Vorjudikatur, ebenso Erk. vom 17. April 1968, 
Z. 68/68, und Erk. vom 20. April 1932, Zl. 1943/31). Der Verfas- 
sungsgerichtshof hat sich dieser Rechtsansicht angeschlossen (vgl. 
zu g 68 AVG Erk. Slg. Nr. 6436/1931). Sie gilt bezüglich jener 
verfahrensrechtlichen Bescheide, für die keine besondere Regelung 
des Instanzenzuges (wie etwa gemäß ) 36 Abs. 2 AVG 1950 bei der 
Verhängung von Ordnungs- und Mutwillensstrafen; vgl. Erk. Slg. 
Nr. 2424/1952) besteht. Aus g 72 Abs. 4 erster Satz AVG 1950 kann 
für den Fall der Ablehnung eines Antrages auf Wiedereinsetzung 
(wie immer der Begriff der Ablehnung aufzufassen ist) eine solche 
besondere Regelung des Instanzenzuges nicht abgeleitet werden, 
denn die in dieser Gesetzesstelle (im Gegensatz zu dem ihr 
folgenden Satz) enthaltene Einräumung eines Berufungsrechtes an 
die im Instanzenzug übergeordnete Behörde besagt nichts anderes, 
als daß eine Berufung insoweit zulässig ist, als durch die einzelne 
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Verwaltungsvorschrift im konkreten Fall eine Behörde als überge- 
ordnete Instanz bestimmt ist. 

Gemäß ) 36 Abs. 4 Mietengesetz kann die Entscheidung der 
Gemeinde in Mietangelegenheiten durch kein Rechtsmittel ange- 
fochten werden (vgl. hiezu Erk. Slg. Nr. 6027/1969). Es ist daher 
auch gegen eine Entscheidung über einen Wiedereinsetzungsantrag 
ein Rechtsmittel nicht gegeben (vgl. zu der Rechtslage vor dem 
Bundesgesetz-BGBl. Nr. 241/1955 H e I l b l i n g, Die Rechtsstellung 
der Gemeinde nach dem Mietengesetz, ÖJZ 1952, S. 113 ff. ). Gegen 
einen diesbezüglichen Bescheid kann daher unmittelbar der Verfas- 
sungsgerichtshof angerufen werden. 

4. Der Verfassungsgerichtshof hatte noch auf die Frage einzuge- 
hen, ob der angefochtene Bescheid durch die gemäß seiner Rechts- 
mittelbelehrung erfolgte Anrufung des Gerichtes im Sinne des g 37 
Abs. 1 Mietengesetz außer Kraft getreten ist. 

Gemäß dieser gesetzlichen Regelung kann „die Sache" bei 
Gericht anhängig gemacht werden. „Sache" ist — wie sich aus ) 36 
Abs. 1 ergibt — die gemäß g 24 Abs. 1 zu treffende Entscheidung 
hinsichtlich der in der Gemeinde gelegenen Mietgegenstände. 

Mit dem angefochtenen Bescheid ist ein Antrag auf Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand zurückgewiesen worden. In der 
Begründung des Bescheides ist ausgeführt, daß dem Antrag nicht 
stattgegeben werden konnte, weil die in g 71 Abs. 2 AVG 1950 
normierte einwöchige Frist zur Stellung des Antrages nicht gewahrt 
worden ist. Da Spruch und Begründung eines Bescheides eine 
Einheit bilden (vgl. Erk. Slg. Nr. 6764/1972 und die dort angeführte 
Vorjudikatur), ist der Spruch des Bescheides also dahin zu verste- 
hen, daß die Zurückweisung des Antrages eine Entscheidung über 
die Versäumung der Antragsfrist impliziert. „Sache" des angefochte- 
nen Bescheides ist somit eine verfahrensrechtliche, die Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand des Verfahrens vor der Gemeinde 
betreffende Frage. Derartige Entscheidungen können nicht gemäß 
)37 Abs. 1 bei Gericht anhängig gemacht werden. Dies ist auch 
die allein verfassungskonforme Auslegung, die im Zweifel Platz zu 

greifen hätte (vgl. Erk. Slg. Nr. 6610/1971 und 6672/1972 und die 
dort angeführte Vorjudikatur). Andernfalls hätte das Gericht im 
Widerspruch zu Art. 94 B-VG über eine verfahrensrechtliche Frage 
des verwaltungsbehördlichen Verfahrens vor der Gemeinde zu 
entscheiden (vgl. Erk. Slg. Nr. 2778/1954). 

Der Rechtsbestand des angefochtenen Bescheides ist somit durch 
die Anrufung des Bezirksgerichtes Hernals nicht berührt worden. 

5. Nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts- 
hofes ist ein Bescheid erst dann erlassen, wenn er nach außen 
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mitgeteilt worden ist, ein schriftlicher Bescheid somit, wenn er den 

Parteien des Verfahrens zugestellt worden ist (vgl. Erk. Slg. 
Nr. 6349/1970 und die dort angeführte Vorjudikatur). 

Der angefochtene, mit 21. September 1973 datierte Bescheid ist 
der Beschwerdeführerin am 5. November 1973 zugestellt, also an 

diesem Tage erlassen worden. Die Mietangelegenheit, auf die sich 
der mit diesem Bescheid zurückgewiesene Antrag auf Wiedereinset- 

zung in den vorigen Stand bezieht, ist am Tage der Erlassung des 
Bescheides nicht mehr bei der Gemeinde anhängig gewesen, denn 
die Beschwerdeführerin hat bereits mit Eingabe vom 9. Oktober 
1973 an das Bezirksgericht Hernals (bei diesem eingelangt am 

11. Oktober 1973) gemäß ) 37 Abs, 1 Mietengesetz die Entscheidung 
des Gerichtes begehrt. 

Der angefochtene Bescheid enthält, obwohl er auf Zurückwei- 

sung lautet, insofern eine Sachentscheidung, als er (siehe vorstehen- 

den Punkt II 4) über die Versäumung der Antragsfrist abspricht. Das 
Magistratische Bezirksamt für den 16. Bezirk war hiezu am Tage 
der Erlassung des angefochtenen Bescheides (5. November 1973) 
nicht mehr befugt. In einem Verfahren, das sich in der im 

Mietengesetz geregelten Art in getrennten Verfahrensabschnitten 
vor Verwaltungsbehörden und Gerichten abwickelt, ist die scharfe 

Trennung der Zuständigkeiten von besonderer Bedeutung. Es darf 

nicht übersehen werden, daß die Entscheidungen der Gemeinde 
zwar nach Anrufung des Gerichtes keinerlei Rechtswirkungen mehr 

besitzen, daß sie aber gemäß g 37 Abs. 1 Mietengesetz wieder 
rechtswirksam werden, wenn der Antrag auf Entscheidung des 

Gerichtes zurückgezogen wird. Die Parteien des Verfahrens haben 
daher einen Rechtsanspruch darauf, daß das Verfahren in den Stand 

zurücktreten kann, in dem es sich im Zeitpunkt der Anrufung des 
Gerichtes befunden hat. 

6. Da die belangte Behörde mit der Erlassung des angefochtenen 
Bescheides in einem verwaltungsbehördlichen Verfahren tätig ge- 
worden ist, das durch Anrufung des Gerichtes bereits beendet war, 

hat sie eine Befugnis in Anspruch genommen, die ihr nach dem 

Gesetz nicht zugekommen ist. Sie hat daher die Beschwerdeführerin 
in dem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfah- 

ren vor dem gesetzlichen Richter verletzt. 
Der angefochtene Bescheid war als verfassungswidrig aufzu- 

heben. 


